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Die deutſche Antwort an Foch
Weimar, 16. Februar.

eichsregierung hat an den Reichsminiſter Erzberger,e in Trier, folgende Mitteilung ge
orommen unterzeichnen, aber dorher

al och folgende ſchriftliche Erklärung übergeben
Die Deutſche Reichsvegierung iſt ſich der Schwere der
gen bewußt. die ſowohl die Annahme wie die Ab
ſuung des Abkommens nach ſich ziehen müßte. Wenn
hre Delegierten angewieſen hat, zu uw erzeichnen, ſo geſchah

im der lleberzeugung, daß die alliierten aſſoziierten Regie
xn jetzt ernſtlich beſtrebt find, innerhalb der kurzen Friſt, für

e den Waffenſtillſtand verlängert hat, der Welt den er
en Frieden wiederzugeben. Die deutſche Regierung iſt aber
zigt, ihren Standpunkt zu den drei Bedingungen des Ab
mens durch folgende Bemerkungen Karzuſtellen:
1 De Abkommen ignoriert die aus dem Volkswillen hervor
nenen Formen der deutſchen Regierung. Es lädt den
hen in Form ſchroffer Befehle in Verboten zugunſten der
wigen Polen die Pflicht auf, eine Zahl wichtiger Pläte,

ter Birnbaum und Bentſchen, ohne weiteres zu
men, Dieſe Plätze ſind in deutſcher Hano, überwiegend
h bevölkert und von weſentlicher Bedeutung für den Verkehr
den deutſchen Oſten. Dabei leiſten die alliierten und aſſo-

Nächte nicht einmal die Gewähr dafür, daß die
(en es ihrerſeits unterlaſſen, neue Angriffe zu

ternehm en eder vorzubereiten, daß die deutſche Bevölke
Schu t derzichten ſoll, neu ſchwerwürdigl. dar ſie de de ſchen Se ſern freigeben, deren

altung jetzt jeden Sinn verliert, und daß ſie den bisherigen
densmittelverkehr nach dem Weſten aufvechterhält.

mm wir auch bereit ſind, jede militäriſche Angriffs-
indlung in Poſen und anderen Gebieten einzuſtellen

die gegenwärtige militäriſche Lage dort als Baſis anzuer
n, ſo müſſen wir auch erwarten, daß auch die aufſtändiſchen

len die Demarkationskinie einbehalten,
gernfalls müſſen wir befugt ſein, uns mit Waffengewalt
z Vehr zu ſetzen.
2 Deutſchland darf darauf hinweiſen, daß es ſich bis zur
en Erſchöpfung ſeiner wirtſchaftlichen Kräfte
be zur Zerrüttung ſeiner Verkehrsverhält-

ifſe bemüht hat, den Waffenſtillſtandsbedingungen nachzu
Es wird auch jetzt verſprechen, die Punkte zu erfüllen,

denen ihm die Durchführung bisher nicht gelungen iſt. Dabei
f es aber annehmen, daß ſeine Verpflichtungen nicht in einer

ausgelegt werden, die mit den beiderſeits anerkannten
undſätzen des Präſidenen der Vereinigten Staaten von Ame-
unvereinbar ſind und den Gedanken des Roechtsfriedens im
s zunichte macht. Ob wir die in Ausſicht geſtellten
iſungen der alliierten Oberſten Heevesleitung im vollen
mge zu bewältigen in der Lage ſind, müſſen wir

hwarten. Wenn Deutſchland jetzt an Selle beſtimmter
jſen für den Waffenſtillſtand, die es geſtatteten, ſich auf die
fülung der Bedingungen einzurichten, nur eine kurze unbe

ne Friſt mit einſeitiger dreitägiger Kündigung gewährt wird,
geeignet iſt, die Ruhe und Ordnung in Deutſchland in hohem

zu geſährden, ſo bedeutet das eine ungerecht
rtigte Erſchwerung unſerer Lage. Wir ver
hen die Hoffnung nicht aufzugeben, daß die aſliierten und
züerten Regierungen es für tunlich halten, in Verlängerung
o Vaffenſtillſtandez bis zum Präliminarfrieden einzutreten

Scheidemann.

ſiſons Rede auf der Friedenskonferenz
Berlin, 16. Februar.

luf der Konferenz, die ſich z den Ergebniſſen der Kom
jonsverhandlung über den Völkerbund beſchäftigte, hielt
ſon eine Rede, in der er ausführte, daß der Plan der

kerliga ein einſtimmig gebilligter Bericht der Ver
e von 14 Nationen ſei. Darauf verlas er die Artikel
t Völkerbundentwurfs. Er ſprach weiter davon,
en keiner Stelle irgend eine ernſte Meinungsverſchiedenheit

de dieſe Artikel entſtanden ſei. Jn Zukunft dürfe die Einheit
der Welt in allen Fragen der Gerechtigkeit nicht mehr

Zweifel und der Unficherheit unterliegen. Es bedeute ſehr
de das Ergebnis einſtimmig war. Der Bund wird ſtets

er moraliſchen Machs der öffentlichen Mei-
s der Welt abhängen. Aber es beſtehe nicht die Abſicht,
m Lage zu ſchaffen, die den Welitfrieden ſichert,

3 um einen Bund der für die Kuſammenarbeit bei allen

Die Ueberlaſſung unſerer Handelsſchiffe
Ein Schreiben Erzbergers an Foch.

Trier, 15. Februar.
Reichsminiſter Erzberger ließ heute mittag dem Marſchall

Foch ein Schreiben überreichen, worin er nochmals über die
Auslegung des Artikels 8 gegenüber der Auffaſſung des eng
liſchen Admirals Browning den deutſchen Standpunkt zum
Ausdruck bringt. Artikel 8 beſtimmt:

„Um die Lebensmittelverſorgung Deutſchlands und des
übrigen Europas ficherzuſtellen, wird die deutſche Han
dels flotte für die Dauer des Waffenſtill-
ſtandes unter näher zu dvereinbarenden Vorausſetzungen
den Alliierten zur Verfügung geſtellt.

Die Lebensmittelverſorgung Deutſchlands kann nur dann
als ſichergeſtellt angeſehen werden, wenn endgültige Ab-
machungen zwiſchen den Alliierten und Deutſchland getroffen
ſind über die Menge und Preiſe der Deutſchland zu lie
fernden Lebensmittel, ſowie über die Bezahluagg derſelben. Jn
dem Schreiben heißt es:

Es iſt dringend geboten, daß die Alliierten alsbald, mög
lichſt Anfang nächſter Woche, mit genügenden Vollmachten ver
ſehene Delegierte nach Spag entſenden, um die Abkommen über
die Belieferung Deutſchlands mit Lebensmitteln und die Be
zahlung derſelben endgültig abzuſchließen. Die bisherigen Ver-
handlungen haben bewieſen, daß dieſe Abkommen an demſelben
Ort, zur ſelben Zeit getroffen werden müſſen. Erſt wenn dieſe
beiden Fragen ſo geregelt ſind, daß die Lebensmittelverſorgung
ſichergeſtelt iſt, kann die deutſche Regierung ſich einverſtanden

damit erklären, daß die deutſche Handelsflotte zur
Ausführung dieſes Zweckes zur Verfügung geſtellt
wird. Die deutſche Regierung ſieht alſo das Lebensmittelfinangz
und Tonnageabkommen als ein einheitliches, amngertrennliches
Ganzes an.

Um die deutſchen Schiffe berhaupt fahrtbereit ſtellen zu
können, iſt es abſolut erforderlich, daß bindende Zuſagen nach
der Richtung gegeben werden, daß die Bemannung der
Schiffe durch deutſche Matroſen erfolgt, und zwar
nicht nur die zu den von den Alliierten zu beſtimmenden Ueber
gabehäfen. Es iſt ſonſt ganz unmöglich. die Schiffe überhaupt
fahrtbereit zu bringen. Dieſe meine Auffaſſung entſpricht auch
dem Wortlaut des Abkommens über die Verlängerung des
Waffenſtillſtandes, nach welchem die Entfernung der deutſchen
Matroſen nur als Ausnahmefall anzuſehen iſt und nur dann
geſchehen kann, wenn beſtimmte Tatſachen über eine volſche
wiſtiſche Agitation durch die Bemannung beigebracht
werden. Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, alle die von
den Alliierten geforderten Bedingungen zur Verhinderung
der Verbreitung bolſchewiſtiſcher Agitation
durch deutſche Seeleute nach näherer Vereinbarung mit den
Alliierten zu übernehmen und durchzuführen. Um alle dieſe
Fragen zur beſchleunigten Löſung zu bringen, wie dies im
Intereſſe der Alliierten behufs Heimbeförderung der eigenen
Truppen ebenſo entſprechen dürfte, wie dem Wunſche Deutſch
lands behufs raſcher Belieferung mit Lebensmitteln, ſchlage ich
dor, daß die Schiffahrts, Finanz und Lebensmitteldelegierten
der Alliierten und Deutſchlands ſich beveits Anfang nächſter
Woche mit genügenden Vollmachten ausgeſtattet, in Spaa treffen
möchten, um in Fortſetzung bereits geführter Verhandlungen,
die jedoch zu keiner Einigung führten, zum endgültigen Abſchluß
zu gelangen.

internationalen Angelegenheiten, z. B bei Beſtimmungen über
Arbeiterfragen uſw. benutzt werden dann.

Ueber 100 Spartakiſtenführer verhaftet
Ruhiger Sonntag tn Berlin

Berlin, 16, Februar.
Wie die „Dtſch. Ztg. erfährt, u geſtern abend den Re

gierungstruppen ein großer Fang von Spartakiſtenführern
gelungen. Die Regierung hatte in Erfahrung gebracht, daß
am Abend die Häupter der ſpartakiſtiſchen Bewegung in dem
Hauſe Sophienſtraße 5 zuſammenkommen wollten, um die Vor
bereitung neuer Putſche zu beraten. Truppen des Regiments
Reinhard und des Detachements Künzel umſtellten darauf das
Haus und drangen in die Räume ein. Es gelang ihnen, über
hundert Führer der ſpartakiſtiſchen Bewegung gefangen zu
nehmen, darunter den Haupträdelsführer Fröhlich.

Wie das W. T. V. meldet, iſt der Sonntag in Berlin ruhig
verlaufen. Es fanden keine Demonſtrationen undZuſammenſtöße ſtatt. Die Mahnungen der Vorkehrungen der
Negierung waren alſo doch ſtärker als die Liebe der Unab
bängigenzu dem ruſſiſchen Radek.
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Deutſchnationale Anträge
1. Für die Landwirtſchaft.

In der Erkenntnis, daß Deutſchland aus der kraurigen
Lage, in der es ſich befindet, nur durch nationale Arbeit rei
werden kann, ſind in Weimar von der Heutſchnationgalen
Volkapartei auf landwirtſchaftlichem Gebiete
Anträge und Entſchließungen eingebracht worden, die
dienen ſollen, dem wichtigſten Zweige unſerer Volkswirtſchaft zu
Hilfe zu kommen. Unſerer Landwirtſchaft droht von allen Seiten
die große Gefahr, in der allernächſten Zukunft in der Erzeugung
gewaltig behindert zu werden. Um dieſem Uebel abzuhelfen,
muß vor allem die Schaffung von künſtlichem
Dünger unſere nächſte Aufgabe ſein. Die Förderung von
Kali in den Bergwerken, an dem wir ſo reich ſind, muß drin-
gend erhöht werden; Phosphorſäure muß vom Jn- und
Auslande bereitgeſtellt werden, vor allem darf es der Land
wirtſchaft nicht an Stickſtoff in Form von Ammonigk oder
n wird weiter erſucht, da ſtliie Reichsregierung e ucht, ernſtlich zu
befürchten iſt, daß durch Eingriff die Sicherſtellung der zu
Saatzwecken unbedingt benötigten Kartoffelmengen durch Ver
wendung u. a. auch zu Ernährungszwecken gefährdet iſt, und
da hierdurch der ganze Kartoffelbau 1919 in Frage
geſtellt wird, unverzüglich Maßregeln zu treffen, welche die
Sicherſtellung der Saatkartoffeln gewährleiſten,

2. Für den Beameenſtand.
Die deutſch nationale Fraktion hat folgenden

den Antrag Arnſtadt u. Gen. in der Nationalberſammlung
eingebracht

Die Nationalverſammlung wolle beſchließemn:
a) zu erklären: Die unter der früheren Regierung erwor-

benen Re der Reichs-, Staats und Gemeindebegmten, Geiſt
lichen und Lehrer, Offiziere und Militärbeamten auf Gehalt,
Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge ſind
durch die Verfaſſung zu gewährleiſten,

d) die Beſoldung der Beamten, welche den wirtſchaftliVerhältniſſen micht entſpricht und ein ſogiales Hingbgleiten der
Beamten zur Folge gehabt hat, den Zeitverhält niſſen

z e er Verchſüdeumg der Nenorduum v die laufen

e s zur guden K zteuerungszulagen und Kriegsbeihilfen
der im Dienſt befindlichen Beamten der Entwertung des Geldes
entſprechend zu erhöhen, ſowie eine einmalige ausreichend
Entſchuldungs- und Beſchaffungszulage zu bewilligen,

d) den im Ruheſtande lebenden Beamten und den
Hinterbliebenen von Beamten die Zulagen zu e ebenfalls zu
gewähren, und zwar ohne Antrag und ohne Nachweis der Be
dürftigkeit,

e) die Ruhegehälter der Beamten und die Hinter
züge in angemeſſener Weiſe, entſprechend der Neu

ordnung der Beſoldungen d aufzubeſſern,
H die diätariſche artezeit der Beamten weſent

ſich zu beſchränken,
g) den aus dem Arbeiterverhältnis hervorgegangene un

teren Beamten die Hilfsbeamtendienſtzeit ganz oder
doch wenigſtens teilweiſe auf das Beſoldungsdienſtalter angu-
vechnen,

hat Arreſtſtrafe für untere Beamte ſofort abzu
dig einen Geſetzentwurf dvorzulegen, durch den ein

beſonderes, dem Zeitgeiſt tes Beamtenrecht ge
ſchaffen wird,

x) die Beurlaubung der Beamten iſt durch Geſetz zu
vegeln. Der Urlaub iſt nach der Zahl der Dienſtjahre zu ge
währen. Die Koſten der Stellvertretung ſind auf Staatskoſten
zu übernehmen,

darauf hinzuwirken, daß den Beamten der Selbſtver-
waltungsbehörden die vorſtehend zu d bis j aufgeführten Ver
beſſerungen ebenfalls zuteil werden,

m) zur Durchführung der vorbezeichneten Aufgaben die
n der Beamten in weiteſtem Umfange heran

e

3. Für die Heimarbeiter.
Die RNationalverſammlung wolle heſchließen, die Reichs

vegierung wird erſucht,
2) unverzüglich der Nationalverſammlung einen Beſeß

entwurf vorzulegen, durch welchen zum Schutz der Heim-
arbeiter den Fachausſchüſſen die Befugnis übertragen wird,
umabbaubare Löhne feſtzuſetzen;

d) die ſtädtiſchen Behörden anzuweiſen, auch in Zukunft
Aufträge des Reiches und des Staates den Organiſationen der
Heimarbeiter und den mit Außenarbeitern arbeitenden Be
trieben in umfaſſendem Maße zu übertragen

Anfragen.
Die geordneten Weilnböck und Gebhars fragen
Die Städte und Lieferungsverbände haben dem Reiche

während des Krieges Milliarden für die Kriegsefürſorge vorge-
ſchoſſen. Zu dieſen enormen Leiſtungen kommt jetzt die AusW für die Erwerbsloſenfürſorge, Peven vorläufige Leiſtung

Reich wieder den Gemeinden und Städten auferlegt hat
Die Aufbringung der Zinſen für dieſe vorgeſchoſſenen Summen
beeinträchtigen die Ausgaben der Kommunen und Kreiſe auf
das ſchwerſte. Iſt die Reichsregierung bereit, alsbald und bis
u welchem Termin den Kommunen und Lieferungsverbänden
ieſe vergauslagten Summen zurückzuerſtatten

Der Abgeordnete Richter frazt:
„Am 12. Januar d. J. iſt in Königsberg i. Pr. nach einem

Demonſtrationszug für den Grenzſchutz von zum Sicherheits
dienſte gehörigen Matroſen auf ruhig nach Hauſe gehende
Perſonen geſchoſſen worden. Es wurde ein Offizier-
Stellvertreter dadurch getötet und ein kriegsbeſchädigter Land

rn W e rn Iſt 9e gen der Vorfallbekannt, und was iſt zur ung geſ n? J begnüge mimit einer ſchriftlichen Antwort. oe mich



Deutſchnationale Wählerverſammlung
Halle, N. Februar.

Deutſchnakionale Bürger der Stadt Halle, Männer
und Frauen, füllten geſtern vormittag den weiten „Thalia-
ſaal“, um die Stadtverordneten zu hören, die ſie durch ihre
Wahl ins Stadtverordnetenkollegium entſenden wollen.
Vorher aber ſprach zu der großen Verſammlung ein Red-
ner, der von Weimar aus der Nationalverſammlung nach
Halle geeilt war, um wieder einmal den deutſchnationalen
Gedanken zu feiern und mit der Wucht der erlebten Tat
fachen ſeinen Hörern zu beweiſen, wie ſehr ſie auf dem rich
tigen Wege ſind. Dr. Schiele- Berlin hat denn auch
dieſe ſeine Aufgabe mit glänzendem Geſchick erfüllt, und
er brachte den Erfolg bereits mit an das Rednerpult: ein
warmer, herzlicher Beifall ging durch den Saal, als er zu
ſprechen begann. Und wie er nun ausführte, wie die Fa
milie der Grundſtock jeglichen Gemeinlebens ſei, wie ſich
darauf das Wohl der Stadt und das Gedeihen des Staates
aufbauten, da mußte er oft erſt die Zuſtimmung ſeiner Zu
hörer vorüberrauſchen laſſen. Zurufe mit ſtädtiſchem Ein
ſchlag „Kilian“ kamen von allen Seiten, als er auf
die Gemeindepolitik herüberleitete. Der „rote“ Gegenſatz
hatte dieſe deutſchnationale Verſammlung doch nicht unbe-
achtet gelaſſen. Vor den Thalia-Türen ſtanden im kalten
Vorfrühlingsſonnenſchein die Zettelverteiler der Mehrheits-
ſozialiſten und drückten jedem die abgedroſchenen Phraſen
vom Kapitolismus und Bürgergeiſt in die Hand. Warum
denn? Wer aus den Zeichen der Zeit nicht gelernt hat, der
konnte drinnen im Saale an dem deutſchnationalen Geiſt
der Redner und ihren Ausführungen wieder und immer
wieder lernen, mit welch fehlerhaftem Geſchick wir zurzeit
regiert werden. So konnte auch die Oppoſition zwei
rote Kokarden und drei Genoſſen nicht aufkommen, als
nach den Reden der drei Stadtverordnetenkandidaten die
Entrüſtung bei den Worten von Prof. Dr. Voretzſch immer
höher ging, der vom ſchmählichen Waffenſtillſtand ſprach.
Die Zurufe der roten Fünf wurden durch die Entrüſtungs-
kundgebungen der Verſammlung erſtickt, doch ſie ſchwiegen
erſt ganz und wurden ſittſam, als die umſtehenden Herren
ihnen bedeuteten, daß man hier nur nationale
Wähler eingeladen habe und keinen Raum für die
Schmährufe lachender L eute freigebe. Unter dem
begeiſterten Beifall der Verſammlung konnte die Proteſt-
Entſchließung, die an die Reichsregierung und die deutſche
Nationalverſammlung gehen joll, verleſen und beſchloſſen
werden. Jn folgenden Worten ſoll der Regierung und den
Vertretern des Volkes der Unwillen der deutſchnationalen
Halleſchen Bürger unterbreitet werden:

Die von dem Deutſchnationalen Volks-
verein Halle und Saalkreis nach den „Thalia-
fälen einberufene Verſammlung von Halleſchen Männern
und Frauen aller Berufsſtände unterbreitet der Reichs-
regierung (der Nationalverſammlung) folgende Ent-
ſchließung:

Seit dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes am 11. No-
vember, der in ſeinen militäriſchen und wirtſchaftlichen
Folgen für das deutſche Volk und Reich ebenſo hart und
drückend wirkte wie ein Gewaltfrieden, haben unſere
Gegner jede Verlängerung des Waffenſtillſtandes zu
neuen rückſichtsloſen Erpreſſungen benutzt, die uns ſchließ
lich zu völliger Ohnmacht und wirtſchaftlicher Vernich-
tung führen müſſen. Die Ehre wie die Selbſterhaltung
des deutſchen Volkes erfordert gebieteriſch Einhalt auf
dieſem Wege. Jn jeder Hinſicht bedauern wir, daß ge
rade der entſchiedenſte Verfechter der deutſchen Anliegen,
Generalmajor von Winterfeldt, aus der deutſchen Waffen-
ſtillſtandskommiſſion ausgeſchieden, Staatsſekretär Erz-
berger hingegen in ihr verblieben iſt. Die Kommiſſion
muß endlich einmal den Entſchluß finden, den maßloſen
Forderungen unſerer Gegner ein entſchiedenes und un
beugſames „Vis hierher und nicht weiterl!“ entgegenzu
ſetzen und die Verantwortung für das Scheitern der
Waffenſtillſtandsverhandlungen den feindlichen Regie
rungen zu überlaſſen, welche dieſe Verankwortung ihren
Völkern gegenüber kaum übernehmen und noch weniger
tragen können werden.

x

Die Verſammlung wurde on Berorvit Schrader eröffnet, der
nach einleitender Begrüßung der Anweſenden

Or. Schiele-Berlin,
z. Zt. Nativnalver ſammlung Weimar

das Wort erteile. Der Redner wurde mit Händekllatſchen
empfangen und führte aus

Goehrte Damen und Herren! Man hat oft das Leben der
Menſchen, der einzelnen ſowohl wie eines ganzen Volkes, der-

mit einem Strom, und wenn wir unſere gegenwärtige
überdenken, ſo dünkt es uns, als wenn wir ein Volk wären,

das in tauſend einzelnen Kähnen unhberwegs iſt auf einem ein
zelnen Siron:. Oder beſſer: ſtellen wir uns vor, als wären wir
vor einem Niagarga-Fall, dem wir zutreiben, oder ſind wir ſchon
darauf? Gegentwärtig ſteht das deutſche Volk im Zeichen der
Wahlen. Es wird gewählt, und zwar nach einem Wahlrecht, das
uns eigentlich die Revolution diktiert hat; nicht nach einem Wahl,
vocht, was beſchloſſen wäre in geſetzmäßiger Weiſe. Wir en
drei Wahlen: für das Reich, für den Staat, für die Gemeinden
in kurzer Zeit hintereinander. Es iſt intereſſant zu ſehen, wie
das Denken des Volkes in m kurzen Zeit ſich ſichtbar ver
ändert hat. Jn der erſten Wah r ein großer Teil des Volkes
unter dem Einfluß der Neuheit der Sogzialdemokratie. Aber, es
war ein großer Teil des Volkes ſchon aufgewacht zur Erkenntnis,
es hat in Berlin eine große, gewaltige wationale Bewegung ge

en, dos ſind die Kreiſe, die ſchon erkannt haben, was eine
ſoziale Regierung zu bedeuten hat. Bei den zweiten Wahlen
haben wir geſehen, wie die Kräfte auf der rechten Seite ſchon ge
waltig n waren. Wir hätten unbedi eine bürgerliche
Mehrheit ommen, wenn die bürgerlichen Parkeien
es verſtanden hätten, von vornherein eine einige
Partei zu gründen, ſo hätten die Bürgerlichen das
des deutſchen Volkes ſchon in der Hand. g vichtig!)
war die Urſache, das ſich die bürgerlichen Parteien nicht einigen
konnten Die Demokraten haben lieber mit den Sozialiſten ge
liebäugelt, als voß ſie mit der eigentlichen wationalen Mehrheit
n z Nun kommt die dritte Wahl, und es müßte

och ſonderbar zu wenn wir nicht wieder dasſelbe erlebten,
nämlich die Stärkung der Rechten. Wiederum wäre es das Ver
nünftigſte, wenn die bürgerlichen teien ſich zuſammenfänden
zu einer großen bürgerlichen Rechten. Wenn wir

garize Kraft dahinterſetzten, ſo würden wir es erleben,
das Volk anfängt, immer mehr nach

Nationalverſammlung wurde auch
von ihren unabhängigen Brüdern
rat ausübten am den iſtiſchen
Bürgerlichen (Deuitſ valen) einen Recht
deten. U ſo mehr haben wir auf der Rechten

12

im Sinne einer fruchtloſen urd
ſondern eine Pol

h t bie Sohn ſem dee m teſem mögli in,nnrathen, die die A. und S. dar ſti ſchon anerkannt ſind.

Das Volk lernt nicht durch den Kopf,
ſondern durch die Haut.

Es muß fühlen, nicht erkennen Wir wiſſen, was eine
ſozialiſtiſche Republik dieſer Art für das ganze Volk zu bedeuten
hat, wie wir ſie jetzt haben. Woraus beſteht nun die Ge
meindepolitit? Es gibt eine von Gott und der Natur ein-

ſetzte Urform des Gemeinſchaftslebens der Moenſchen, d. h. die5 milie. Die Familie iſt älter als die Gemeinde und der
Staat, ſie iſt das Urbild. Jeder Menſch kommt aus einer Fa
milie und geht in eine ilie. Kommt aus einer, in der er
großezogen und aufgepäppelt iſt, und durch ſein Arbeitsleben
geht er wieder in eine, in der er ſlegt wird, bis er einmal
ſtirbt. Vom Stagt werden die zen Geſchäfte, die ein ganges
Volk einen Fgeleiſtet, weil ſie die einzelnen Familien nicht leiſten
können. r Familie und Staat ſchievt ſich eine Gemeinde.
Was braucht die Familie und was brauchen die in der Nachbar
ſchaft zuſarnmengefaßten Familien? Sie brauchen für ſich und
ihre Kinder Wohnung, darum iſt das Bauen der größte Jn
halt der Gemei it. Sie brauchen für die Kinder die Schul
ergziehung, ferner das tägliche Brot, das ihr die Wirtſchaftspolitik
der Gemeinde gibt. Um alles das, was die Familie braucht, zu
ſchaffen, werden die Steuern erhoben. Das Wahlrecht,
oder eine ſonſtige Verfaſſung, die der Familie als der Ur-
form des Lebens feindlich iſt die iſt von vornherein wider
die Natur. C beſonders aber ein Wahlrecht, das die Un
mündigen zum Herrſcher des Wahlrechts macht. Die Unmündig-
keit bedeutet, daß diejenigen, die noch nichts ſind, nichts können
und nichts haben, zu Herren gemacht werden über die, die durch
Erfahrungen des Lebens gegangen find. Die Jugend jſt immer
in der Ue hl gegen die Erfahrenen und die Alten 2 Grund
der natürlichen Abſterbung der Menſchen. Graf Poſadowsky
ſagte: Man habe die Worte geprägt: „Freie Bahn dem Tüch-
tigen!“ Es ſcheine ihm aber ſo, als ſage man jetzt: „Freie Bahn
dem Untüchtigen!“, denn man macht die Untüchtigen zum Herren
des Staatsweſens. Ein Wahlrecht, das zu radikal iſt für die Ge
meinde, das iſt erſt recht zu radikal für don Staat und das Reich.
Wir brauchen nur hinüberzuſehen nach der Schweiz, die eine ſehr
de nachahmenswerte Demokratie hat, die mit dem dent
ſchen Weſen unvereinbar iſt. Wir alle nennen uns ja Volks
partei, das iſt die Ueberſetzung von Demokvratie. Die Demokratie
muß gegründet werden auf einer geſunden Elternpolitik, auf
daß micht die Unfertigen die Stadt und den Staat und das Reich
regieren und uns alle zugrunde richten. Wir wollen nicht das
alte Wahlrecht des Beſitzes haben, tvir lehnen es weit ab, ein
Wahlrecht, das auf Beſitz gegründet wäre, wieder einzuführen,
obwohl ſchon Freiherr von Stein, dem wir den Wiederaufbau
der deutſchen Städte verdanken, der Meinung war, daß der
Bürger durch Beſitz mit dem ſtädtiſchen Gemeindeweſen ver-
bunden ſein müſſe, und daß nur diejenigen die Stadt regieren
können, die an ſie durch Beſitz gebunden ſind, nicht die rgeſen
die kein Heimatsrecht und ſomit kein Intereſſe am Wohſergehen
haben. Ein Beſitzwahlrecht wäre illuſoriſch, denn der wohl

r und wohlverdiente Beſitz wird derart mit Steuern
belaſtet und kaput regiert ſein, daß er eigentlich nicht mehr
exiſtieren wird. Was es an Reichtum dem Kriege 8
wird, das wird unter dem Verdacht ver Unehrlichkeit und der
Schieberei ſtehen, und auf dieſer Grundlage kann man kein ge
ſundes Beſitzwahlrecht gründen. Jch ſollte meinen dies
meine perſönliche Meinung daß ein geſundes Wahlrecht ſi
an die Familie anſchließen müßte. Ein Wahlrecht. das ganz auf
die Perſon und nicht auf den Beſitz gegründet iſt, muß den
Vater oder der Mutter

ſoviel Stimmen geben, als ſie Kinder haben
(Sehr richtig!), das aber nicht den jungen Zigaretten rauchenden
Arbeiter zum Herrn in der Gemeinde, Staat oder Reich maſht.
Ein reicher, bedeutender Ameritaner hat einmal geſagt: Jch
würde meinem zinmündigen Sohn lieber einen Pflug verm
als mein Vermögen. Und ich meine, wenn man junge Unmün-
dige zu Herren des Stactes macht, ſo gibt man ihnen wohl ein

wßes Vermögen in die Hand! Was dobei herauskommt, das
hören und ſehen wir und werden wir auch fühlen. Geſtern kam
in der Nationalverſammlung in Weimar Sprache, daß von
dem Heeresgut, was wir haben und was ſchätzungsweiſe
8 Millionen betragen hat, 5 Millionen geſtohlen wor-
den ſind. (Pfuirufe und allgemeine Empörung.)

Jch gehe zur Wohnungs- Politik über. Die Städte
haben Fürſorge zu treffen für den richticen Wohnungsbau;
der deutſche Städtebau vor dem Krie hatte große r
gegenüber dem des Auslandes. Es hat keine Städte in der Welt
gegeben, die ſo ſauber, ſo S gebaut und ſo ehrlich verwaltet
geweſen ſind wie die deutſchen. Jn den Mietskaſernen iſt der
Geiſt groß geworden, der uns in die Niederlagen hineingeriſſen
hat. Jeder verlangt jetzt eine Beſſerung, die aber eigentlich zu
ſpät kommt. Jn den nächſten Jahren werden wir nur wenig auf
dieſem Gebiet leiſten können. Es ſind zwar viele Millionen vom
Reich autfgeboten worden, doch fehlt es an der Möglichkeit, in den
nächſton Jahren Nennenswertes z ſchaffen, weil andere Sachen
wichtiger ſind. So fehlen z. B. ſchon die Kohlen, die notwendig
e um die Ziegeln zu brennen, und es iſt ſomit nicht abzu

hen, wann wir wieder eine wirkliche blühende Stadt
erweiterungszeit bekommen werden.
Das deutſche Volk muß wieder agrariſch werden.
Die Erneuerung wird auf dem Lande vor ſich gehen. Srhaltung

freien c uno des w. undſchleunige Abhi Kriegsztwangs wirtſchaft muß gefordert
werden. Es handelt ſich um das täg liche Brot, das uns nur
die wirtſchaftliche Freiheil wiederbringen kann, Wiees mit der Hilfe Amerikas ſteht. hat Ergzberger ldet, und
wir werden leider gezwungen ſein, von dem der Wucherer alles
zu nehmen, ſelbſt wenn die Tonne Weizenmehl 10 000 Mark
koſtet, wohin der Preis durch die zwangsweiſe Ablieferung der

r. Wir h nur r en t denie Frei zurückgeben, können wir nicht, ſo haben
wir die Not auf dem Tiſch. (Bravo und Händeklatſchen.) Eine
letzte große Aufgabe fällt den Gemeinden zu: der Selbſtſchutz des
Rechts und der Ordnung. Wir gehen Zeiten ſindchon mitten drin, wo die unſicherdett in allem um greift, wie

langem nicht dagetveſen iſt. Jede einzelne Gemeinde
ſelbſt den v khres R 8, ihrer

Die einden en ſelbſt

Sr.rgerl tadtSie daran bei der

Darauf ſprach
Profeſſor Dr. Steinbrück

r u. r nwahle w u dien esr her die Sonar-

Poli demokratie in unſerer Stadtvertrerng nicht diwinnen konnte. Die Politiſierung der e
große Gefahren in ſich, und die Deutſchnationale Volte
nur gezwungen in dieſe Gemeindepolitik eingetreten Tr
lich warnte Prof. Steinbrück por den neutralen g a
gewiſſermaßen eine Schwächung der bürgerlichen iſten,
deuten und eine Gefährdung des bürgerlichen Regime

Werkzengmeifter Kühme ſeien
führte aus, welche Pflichten dem Stadtverordneten
mit welchem Maßſtabe ihn der wählende Bürger beurtet
Er muß in erſter Linie ein deutſrher, zuverläſſi
Mann ſein, frei von Standes- und perſönlichen Jnt,muß ſtets das Gemeinwohl im Auge harer a
ſtädtiſchen Angelegenheiten das gleiche Intereſſe und h
bringen, um ſie in großzügiger, aber auch ſparſamer
bearbeiben. Ferner müſſen die Stadtverordneten b
immer im Einverſtändnis mit dem Magiſtrat
Treue und Opfermut ſind eine weitere Pflicht,
vorausſetzen mirtß.

ſtrebe

die man r

Das Thema „Unſer Schulprogramm“
Kreisſchulinſpektor Buſſe

Unſere augenblickliche ungünſtige Lage ſowie derwir von unſeren Feinden keine Milde zu erwarten on
die größten Forderungen an unſere Leiſtungen t
um unſere Jugend für dieſen Kampf widerſtanmachen, müſſen wir der Ausgeſtaltung unſeres h
höchſte Aufmerkſamkeit widmen, beſonders auch dem

ben Ruhm und Ruf einer Schulſtadt
einer Einheitsſchule ſtehen zunächſt finanzielle
entgegen. Unrichtig iſt demgegenüber die Behaudtung w.
Kinder wohlhabender Eltern eine Where S d
könnten, denn ſchließlich iſt doch die Begabung ausſchlaget
Anderſeits aber die Schule lediglich auf dem Bri
Begabung aufzubauen, würde den Lehrern eine ſo
Verantwortung auferlegen, die die betr. Schüler
ſollten. Schließlich iſt es für die Entwicklung des Kinde
größerem Wert, wenn es ſich bewußt wird, daß ihmTüchtigteit des Voters eine beſſere Schulung et

Mittel biewenn es ſieht, daß Staat oder Stadt ihm dieſe
Natürlich müſſen begabte Schüler in jeder Weiſe gefßt
werden. Vor allem muß unſere Volksſchule weiter audeeg
und auch ein Eintreten aus ihr in eine höhere Schul
Zeitverluſt gewährleiſtet werden.

Prof. Dr. Vore h ſch ſprach ſodann Wer de
Waffenſtillſtands bedingungen der Entente

daran, r Weg gehe doleochen lang nur für unſere Fe gearbeitet haden
254 Millionen Tonnen Schiffsraum ihnen ausgeliefert ſeien
„angeblich“ Lebensmittel nach Deutſchland zu bringen o
zu liefernden land wirtſchaftlichen Maſchinen einen Wey
73 Millionen Mark darſtellen, daß unſere Kriegsgeſenoch immer nicht freigegeben find, daß wir nach den dere
Bedingungen einen großen Teil unſerer öſtlichen Provinzen
lieren. Dabei ſtehen unſere Feinde gar nicht mehrDie Stimmung der Truppen und Bevölkerung wird b
reizter, und der Bolſchewismus bedeutet auch für ſie eine

Unter lebhaftem Beifall wurde der Antrag
bei der Reichsregierung und bei der Nationald
Weimar gegen die Waffenſtillſtandsbedingungen Proteſt

Die Entſchließung iſt von uns bereits im erſen 7
es Berichtes veröffentlicht worden.

Aus der Nitte der Verſammlung wurden, da zu ſeeler
kuſſion keine Zeit Verfügung ſtand, einige Anträge ge
Maurermeiſter edrich vermißte in den Liſten der ſing
mann, Bauleute und Hausbeſitzer und fordert dringend
Aufſtellung ſolcher Kandidaten; ferner ſchlägt er die Liſte
bindung aller bürgerlichen Parteien für die kommenden J

Außerdem ruft er zu einem Proteſt gegen
Zeit bis zu den Gemeindewahlen auf. Jhm wurde
ſitzenden, Bergraut Schrader, erwidert, daß die Liſtenvert

bereits an fei. Von einem Proteſt Bnne man ahſe
da bereits von der Partei Proteſt in gleicher Angelegenk
hoben ſei. Was die Anſſtelhrng von Finanz und Baule
ſowie Hausbeſitzern als Kandidaten beträfe, erwiderte
eine Aenderung der Liſten in dieſem Sinne vorgenommen

Am Schluß der Verſammlung trat ein Redner auf,
unter der Betonnng, daß er nicht dom Standhrut
irgend einer Partei, weder der demokratiſchen, ne
deutſchnationalen vede, ſondern ihn nur die Stimme des
wiſſens und der Vernunft das Wort ergreifen laſſe,
führte, daß das Unbeachtetlaſſen eines unbelegbaren Abba
kommens von 2500 Millionen Mark von ſeiten der Ke
regierung dunkle Schatten auch in die ſtädtiſche Komm
politik werfen würde, da ein derartiges verantwortung
Darüberhingehen über ſo gewaltige Summen auch in den
künftigen ſtädtiſchen Verwaltungen als böfes Beiſpiel
ſolche Verwahrloſung von Stadtfinanzen zrr
müßte, ſo daß die Betätigung eines ger
möglichkeit würde. Der Redner bemerkte noch beſonders
er gefunden hätte, wie ſich bisher kein Arbeiter dem S
gewicht dieſes Beweiſes einer Verſchleuderungsv
ſchaft der Regierung hätte entziehen können. du
ſchlagskraft dieſes Beweiſes wirke wie ein un widerſtehl
wuchtendes Geſchoß der „Dicken Berta“.

Auf Grund der feſtgeſtellten unerbörten Vewi
der bisherigen Vertreter der Reichs und ihrer
glaublichen Unverfrorenheit, 2500 Millionen Mark ohne jegh
Rechenſchaftsnachweis als verausgabt arrizuerkennen, wird
Anfrage an die Parteileitung der Den ſchnelle
nalen Volkspartei geſtellt, ob ſie gewillt iſt, don
Fraktionsleitung in der Nationalverſas
lung zu verlangen, ſich nicht mit etlichen unzulängr
Aus flüchten h beifeite ſchiebeslaſſen. Vielmehr müßte in zäheſter Energie nd
widerſtehlicher Ausdauer unbeirrt und mit eher
Stirn ausgiebigſte Rechenſchaft über dieſe verlor
Summen ſo lange gefordert werden bis die Verlege
heit dieſer wiedergewählten Regierungsbeagmten dor
Volke derartig wird, daß ſie durch den Druck der öffen
lichen Meinung und des Mißtrauens gegenüber den
rantiengehalte einer ſolchen Reichsverwaltung fich gezwur
ſähern, von ihren amtlichen Stellungen abzutreten. Dieſe w
änderliche, immer wieder erneuernde Forderung wurde mit
Hinweis ſachgemäß begleitet, daß, während ſämtliche der
ſchen Fürſten angeblich jährlich 80 Millionen für de
gaben ihres hohen Berufs bezogen, in dreieinhalb Rom
2500 Millionen Mark unter der demokratiſchen r
ruhr regierung nicht als notwendige Ausgaben zu
le gen ſind. Sie verſchwanden unagaufgeklärt e
ſpurlos. Democh aber erdreiſten ſich dieſe in die
gebildete Reichsregierung wieder eingetretenen Beamten
kühn, des Volkes volles Vertrauen zu beanſpruchen. Im
ſatz dazu wäre bei einem dementſprechend ganz
betrag von etwa 80--100 000 Mark ein zur Rechenſchaft 3
unfähiges Miniſterium deutſcher Fürſten unweigerlich geſe

Verantwortlich: Helmut Böttcher
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